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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


1. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Kehlen 


(SPD) 


Was tut die Patentstelle für die Deutsche 
Forschung für freie Erfinder und für mittel- 
ständische Unternehmen, und wie hoch ist der 
personelle und finanzielle Aufwand dieser In- 
stitution? 


2. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Kehlen 


(SPD) 


In welchem Umfang wurde die Patentstelle für 
die Deutsche Forschung in den vergangenen 
Jahren in Anspruch genommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


3. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Schweitzer ergriffen und gedenkt sie zu ergreifen, um die 
(SPD) Bundesländer zu einer möglichst schnellen 

Verwirklichung bzw. Umsetzung der Bestim- 
mungen des Hochschulrahmengesetzes zu drän- 
gen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


4. Abgeordneter 

Kainer 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung einen Entwurf zur 
Änderung des Strafverfahrensrechts vorlegen 
mit dem Ziel, gewalttätige Kriminelle in Unter- 
suchungshaft zu nehmen, wenn sie versuchen, 
Tatzeugen einzuschüchtern, und wie rechtfer- 
tigt die Bundesregierung, falls sie dies ver- 
neint, anderenfalls notwendig werdende Frei- 
sprüche aus Mangel an Beweisen, die auf 
eingeschüchterte Zeugen zurückzuführen sind? 


5. Abgeordneter Welche Pläne bestehen, eine Akademie für 
Dr. Wittmann den gewerblichen Rechtsschutz zu errichten? 

(München) 

(CDU/CSU) 


6. Abgeordnete 
Frau 
Pack 

(CDU/CSU) 


Werden in der Bundesregierung, nachdem der 
Spionageprozeß gegen das Agentenpaar Guil- 
laume durch die Rücknahme der Revision sei- 
tens der Eheleute Guillaume rechtskräftig ge- 
worden ist, Überlegungen angestellt, das 
Agentenpaar auszutauschen? 
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7. Abgeordneter Trifft es zu, daß der frühere Bundeskanzler 
Zeyer Willy Brandt in dem nunmehr rechtskräftig 

(CDU/CSU) abgeschlossenen Düsseldorfer Spionageprozeß 

gegen das Ehepaar Guillaume als Zeuge be- 
kundet hat, er habe in etlidien -Fällen Staats- 
geheimnisse — darunter geheimste NATO- 
Sachen — an den Agenten Guillaume gelangen 
lassen? 


8. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 


Hat die zuständige Staatsanwaltschaft — der 
Generalbundesanwalt — auf Grund ihrer Er- 
kenntnisse in dem Strafverfahren gegen die 
Eheleute Guillaume Ermittlungen gegen den 
früheren Bundeskanzler Willy Brandt wegen 
des Verdachts einer strafbaren Handlung nach 
§ 97 StGB aufgenommen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


9. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß sich die Deutsche Bundesbank auf 
Grund der in der Sperrguthabenvereinbarung 
vom 25. April 1974 mit der DDR ausgehandel- 
ten Bedingungen nunmehr veranlaßt gesehen 
hat, die Annahme von Überweisungsaufträgen 
von Kontoinhabern mit Wohnsitz im Bundes- 
gebiet bis auf weiteres auszusetzen, so daß im 
Bundesgebiet wohnhafte Sperrkontengläubiger 
von der ihnen in Aussicht gestellten Möglich- 
keit, ihre Guthaben in der DDR nach und nach 
in die Bundesrepublik Deutschland zu transfe- 
rieren, bis auf weiteres tatsächlich keinen Ge- 
brauch machen können? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, das mit der Sperrguthabenvereinbarung 
angestrebte Ziel eines reibungslosen Geld- 
transfers im nichtkommerziellen Bereich zwi- 
schen der DDR und der Bundesrepublik 
Deutschland zu verwirklichen, und welche Be- 
mühungen hat sie bisher unternommen, im 
Rahmen weiterer Verhandlungen mit der DDR 
sowohl ein besseres Funktionieren des Gut- 
habenstransfers sicherzustellen als auch eine 
Erweiterung der ausgehandelten Transfermög- 
lichkeiten zu erreichen? 

Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung daraus, daß die Deutsche Bundes- 
bank seit dem 1. Mai 1976 keine Transferauf- 
träge von Rentnern mehr ausführen kann, die 
monatlich bis zu 200 DM von ihrem Spargut- 
haben in der DDR abheben können, auf der 
anderen Seite aber die westdeutschen Trans- 
ferleistungen von Unterhaltszahlungen in die 
DDR fortgesetzt werden? 
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12. Abgeordneter 
Sdiedl 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Italien in Kürze bei der Euro- 
päischen Gemeinschaft einen neuen Kredit 
beantragen werde, nachdem entsprechende 
Gespräche Italiens mit dem internationalen 
Währungsfonds vorläufig suspendiert worden 
seien, und wie stellt die Bundesregierung 
— bejahendendfalls — sicher, daß ein weite- 
rer Kredit nicht der Fortsetzung der Mißwirt- 
schaft Vorschub leistet, wie sie in Italien unter 
dem Motto der „Öffnung nach links" betrieben 
wurde? 


13. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Verbänden der freien Wohlfahrts- 
pflege für die Erlöse aus Alktleidersammlun- 
gen u. a. die Mehrwertsteuer zu erlarssen, 
wenn die Erlöse solcher Aktionen für unmittel- 
bare Hilfsmaßnahmen bereitgestellt werden? 


14. Abgeordneter 
Dr. Sprung 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß bei Aussetzungen der Voll- 
ziehung von Einkommensteuerbescheiden, 
wenn Sicherheitsleistungen in der Form selbst- 
schuldnerischer Bürgschaften gefordert werden, 
diese selbstschuldnerischen Bürgschaften nur 
solche einer deutschen Großbank oder einer 
unter öffentlicher Aufsicht stehenden Spar- 
kasse sein können? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Wirtsdiaft 


15. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der von der Bundesregierung 
angemeldete Vorbehalt gegen die von der 
Welthandelskonferenz verabschiedete Resolu- 
tion, durch die der freie Welthandel mit Roh- 
stoffen abgeschafft werden soll, nicht mit dem 
von den USA angemeldeten, durch den diese 
die alleinige Verantwortung übernommen ha- 
ben, identisch ist, vielmehr dahinter zurück- 
bleibt, und trifft danach die Versicherung der 
Bundesregierung überhaupt zu, sie habe bei 
den anstehenden Verhandlungen noch den 
vollen von ihr behaupteten Handlungsspiel- 
raum bei der Verteidigung der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung des Welthandels? 


16. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundeswirtschaftsminister 
den Ratschlag gegeben hat, unsere Nachbar- 
länder Frankreich und Großbritannien hätten 
die Entwicklungskosten für das Flugzeug 
„Concorde" besser zur Hebung des sozialen 
Status ihrer Bevölkerung einsetzen sollen, und 
wenn ja, betrachtet die Bundesregierung die- 
sen Ratschlag als konstruktiven Beitrag zu den 
Beziehungen zu diesen Ländern und warum 
wurde ein solcher Ratschlag nicht in einem 
früheren Stadium gegeben? 
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17. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen bzw. gedenkt sie zu ergreifen, um die 
Versorgung der Bundesrepublik Deutschland 
auch mit solchen Rohstoffen wie Kupfer, Blei, 
Zink, Zinn, Quecksilber und Wolfram lang- 
fristig zu sichern, deren Vorräte selbst bei 
gleichbleibender Ausbeutung nach Angaben 
verschiedener wissenschaftlicher Untersuchun- 
gen (z. B. Club of Rome, Bundesanstalt für 
Bodenforschung, Hannover) nach längstens 
zwei bis vier Jahrzehnten erschöpft sein wer- 
den? 


18. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die gegenwärtigen 
Formen und Institutionen der internationalen 
Kooperation für geeignet, die sich abzeichnen- 
de Rohstoffverknappung der nächsten Jahr- 
zehnte zu bewältigen, und welche Vorstellun- 
gen hat die Bundesregierung davon, diese 
Formen und Institutionen im Interesse unseres 
rohstoffarmen Landes im Hinblick auf das Ziel 
einer langfristigen Rohstoffsicherung leistungs- 
fähiger zu machen? 


19. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
außergewöhnlichen vor allem in der Rezession 
zutage getretenen Verschlechterung der wirt- 
schaftlichen Situation des Zoneifrandgebiets, 
insbesonders des nordostbayerischen Grenz- 
lands, Maßnahmen ins Auge zu fassen, die auf 
eine Förderung hinauslaufen, die ähnlich ist, 
wie sie den Berliner Arbeitnehmern und der 
Berliner Wirtschaft gewährt wird? 


28.^ Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Wettbewerbsfähigkeit und Existenz der 
freien Tankstellenhändler zu erhalten, und wie 
beurteilt sie in diesem Zusammenhang die 
Resolution der Mitgliederversammlung des 
Bundesverbands Freier Tankstellen und unab- 
hängiger deutscher Mineralölhändler vom 
26. Mai 1976? 


21. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Gibt es konkrete Anzeichen, daß Mitglieds- 
firmen des o. a. Verbands „zur Kapitulation, 
d. h. zur Aufgabe ihrer wirtschaftlichen Selb- 
ständigkeit"', gedrängt werden, und ist die 
Versorgung mit Importware nicht möglich? 


22. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundeswirtschaftsminister 
Dr. Walgel gegenüber den Gemeinden den Vorwurf erho- 

(CDU/CSU) ben hat, sie hätten sich in den letzten einein- 

halb Jahren prozyklisch verhalten, und wenn 
ja, wie ist er zu verstehen, und wie hätten die 
Gemeinden sich nach Ansicht der Bundesregie- 
rung richtig verhalten sollen? 
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23. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang wurden und werden An- 
fragen deutscher Firmen für die Lieferung von 
Kernkraftwerken ins Ausland und die daraus 
resultierenden Bürgschaftsverpflichtungen in- 
nerhalb der Bundesregierung von dem jeweili- 
gen Auftraggeberland abhängig gemacht, und 
wie trägt die verzögerte Handhabung der 
Genehmigung derartiger Exporte und Bürg- 
schaften mit dazu bei, Aufträge an die deut- 
sche Industrie zu verhindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


27. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 

28. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 

29. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaft vor zwei Monaten Sub- 
ventionen für fünf Mälzereiprojekte in Belgien 
und Frankreich beschlossen hat, obwohl die 
Branche längst mit Überschußkapazitäten 
kämpft und die Überschüsse seit Jahren mit 
Subventionen exportiert werden müssen, und 
wenn ja, was hat die Bundesregierung dage- 
gen unternommen? 

Trifft es zu, daß die private Einlagerung der 
von der Einfuhr- und Vorratsstelle übernom- 
menen Produkte mindestens ein Drittel billiger 
ist, überdies für die Weiterverarbeitung markt- 
gerechter sein würde als die derzeit in erster 
Linie praktizierte staatliche Einlagerung, und 
warum werden private Lagerkapazitäten nur 
in Anspruch genommen, wenn die staatlichen 
erschöpft sind? 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage 
und bereit, Mittel des Haushaltsplans oder des 
entsprechenden EG-Fonds einzusetzen, wenn 
im Rahmen einer Maßnahme gemäß dem Flur- 
bereinigungsgesetz auch innerhalb einer Ge- 
markung Projekte im Sinn einer Verbesserung 
des Freizeitangebots für Fremdenverkehr ver- 
wirklicht werden können? 

Falls eine solche Förderung zusätzlich erfolgen 
kann, kann in solchen Maßnahmen auch die 
Schaffung von Freizeitwasserflächen einbezo- 
gen werden? 

Wieviel Nahrungsmittel sind in den letzten 
fünf Monaten in der EWG vernichtet worden? 


Wieviel Geld aus gemeinschaftlichen oder na- 
tionalen Kassen sind für diese Aktionen zur 
Verfügung gestellt worden? 
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30, 4^b ge ordnet er 
Eigen 
(CDÜ/CSU) 


In v/eldier Weise stellt die BundesregieFung 
im Ministerrat der EG in Brüssel sicher, daß 
die Aufnahmekapazität für die Rindfleisdi- 
intervention während des Weideabtriebs 1976 
ausreicht, um Marktzusammanbrüche zu ver- 
meiden, zumal wegen der Bardepotgesetze in 
Italien, in Dänemark und der Bundesrepublik 
Deutschland große Mengen Rindfleisch zusätz- 
lich interveniert werden mußten? 


31. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
in Brüssel vorgeschlagen, damit Qualitätswei- 
zen der Sortengruppe Diplomat in der Ernte 
1976 einen Preis erzielen kann, der dem Mehr- 
aufwand und der Ertragsleistung entspricht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


32. Abgeordneter 
Wawrzik 
(CDU/CSU) 

33. Abgeordneter 
Wawrzik 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Pawelczyk 

(SPD) 


35. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 


(SPDj 


Weiche Informationen hat die Bundesregie- 
rung über wachsende Tendenzen einer priva- 
ten Strafjustiz im Bereich des Arbeitsrechts? 

Teilt die Bundesregierung die Sorgen des 
Deutschen Richterbundes in diesem Bereich, 
und welche Vorstellungen hat die Bundes- 
regierung zu dieser Entwidclung? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Ar- 
beitsverwaltung darauf hinzuwirken, daß die 
Kindergeldberechtigten rechtzeitig vor Errei- 
chen der Volljährigkeit eines Kindes unter- 
richtet werden, daß die Anspruchsvorausset- 
zungen wegfallen, wenn sie nicht anzeigen, 
daß die Voraussetzungen zum Bezug auch über 
das 18. Lebensjahr hinaus gegeben sind? 

Wie wird bisher bei Konkursfällen im Zusam- 
menhang mit dem. Gesetz zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung (Insolvenz- 
sicherung) dafür Sorge getragen, daß sowohl 
Konkursverwalter als auch Anspruchsberech- 
tigte über das Verfahren zur Anmeldung von 
Ansprüchen oder Anwartschaften ausreichend 
informiert sind und diese auch rechtzeitig an- 
melden, und was könnte hier auf Grund der 
bisherigen Erfahrungen gegebenenfalls zur Si- 
cherstellung der Zielsetzung des Gesetzes zu- 
sätzlich getan werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


36. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der 
verstorbene Häutefabrikant Bosse (Königs- 
winter) Informationen über Verschlußsachen 
und Geheimnisse des Verteidigungsbereichs 
gesammelt hat, um sie an seine Auftraggeber 
in der DDR weiterzuleiten? 
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37. Abgeordneter 

de Terra 


(CDU/CSU) 


Wie wird bei Befragungen (Fragebogenaktio- 
nen) von Angehörigen der Bundeswehr Frei- 
willigkeit und die Anonymität sichergestellt, 
insbesondere in kleinen Standorten und bei 
der Befragung zahlenmäßig kleiner Gruppen? 


38. Abgeordneter Gibt es einen besonderen Schutz für die Be- 
de Terra troffenen bei Fragen nach höchstpersönlichen 

(CDU/CSU) Entscheidungen des Einzelnen, z. B. nach einer 

geheimen Wahlentscheidung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


39. Abgeordneter 

Fiebig 

(SPD) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um durch Forschungsauf- 
träge zur Vorbereitung der Arzneimittelprüf- 
richtlinie die medizinische Entscheidungstheo- 
rie zur Beurteilung von Unbedenklichkeit und 
Wirksamkeit von Arzneimitteln weiter zu ent- 
wickeln, so daß entsprechend den Erläuterun- 
gen des federführenden Ausschusses für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit — daß die 
Wirksamkeitsnachweise entscheidungstheore- 
tisch zu führen seien — mit Inkrafttreten des 
Arzneimittelgesetzes praktikable und schon 
erprobte Methoden zur Verfügung stehen? 


40. Abgeordneter 

Fiebig 

(SPD) 


In welcher Form gedenkt die Bundesregierung, 
den bei der Verabschiedung des Arzneimittel- 
gesetzes erläuterten Willen des Gesetzgebers 
— die Gleichberechtigung aller therapeuti- 
schen Richtungen und die ausdrückliche Ableh- 
nung des wissenschaftlichen Alleinvertretungs- 
anspruchs einzelner therapeutischer Richtun- 
gen — bei der Vergabe von Forschungsmitteln 
zu berücksichtigen? 


41. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
den plötzlichen Stopp von Krankenhaus-Neu- 
bauten in der Bundesrepublik Deutschland, 
die hochspezialisierte Industrie, die Kranken- 
hausmöbel für den Pflegebereich, wie Kran- 
kenbetten, Krankennachttische, Ausstattungen 
von Schwesternwohnheimen und Altenpflege- 
stätten usw. herstellt, in größte Schwierig- 
keiten gekommen ist und Mitarbeiter mit be- 
sonders spezifischem „Know-how" ihre Ar- 
beitsplätze zu verlieren drohen, obwohl man 
auf eine gewisse Sättigung dieses Marktes 
eingestellt gewesen ist, und welche Wege 
könnten im Zuständigkeitsbereich der Bun- 
desregierung beschritten werden, um die oben 
angeführte Spezialindustrie in ihrem Bestand 
zu erhalten? 
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42. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 
Dr. Ritz Chemischen Untersuchungsamt, Bielefeld ge- 

(CDU/CSU) machten Erfahrungen, daß täglich tonnenweise 

Kochschinken aus Frankreich und Belgien in 
die Bundesrepublik Deutschland verbracht 
wird, der beachtliche Mengen an Fremdwasser 
enthält, und was gedenkt sie dagegen zu tun? 


43. Abgeordneter 

Dr. Ritz 

(CDU/CSU) 


-Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 
Chemischen Untersuchungsamt, Bielefeld ge- 
machten Erfahrungen, daß bei amtlichen Kon- 
trollen bei der Einfuhr von Kochschinken und 
deren lebensmitteirechtlicher Beanstandung 
sich Großhändler und Importeure geschickt der 
Verfolgung entziehen und daß durch dieses 
Beispiel festzustellen sei, daß die Lebensmittel- 
überwachung in den letzten sechs Jahren ihre 
Aufgabe auf der Ebene der Exekutive beim 
Import nicht erfüllt habe, und was gedenkt die 
Bundesregierung gegebenenfalls dagegen zum 
Schutz der Verbraucher und der deutschen 
Produzenten zu unternehmen? 


44. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die vakante 
Steile des Direktors des Instituts für Sozial- 
medizin und Epidemiologie im Bundesgesund- 
heitsamt mit einem qualifizierten Sozialmedi- 
ziner oder Epidemiologen zu besetzen? 


45. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung von einem 
kompetenten Berufsbeirat beraten und einen 
Besetzungsvorschlag erarbeiten lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


46. Abgeordneter 

Grimming 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Prognosen, 
wonach das Fluggastaufkommen für Berlin 
(West) weiterhin als fallend angenommen 
wird, welches sind die Gründe und was kann 
dagegen unternommen werden? 


47. Abgeordneter 
Sick 

(CDU/CSU) 


Ist nach Meinung des Bundespostministers der 
4-Minuten-Zeittakt eine Sache des Postverwal- 
tungsrates, wie aus seinem Interview mit der 
Bild-Zeitung vom 2. Juni 1976 hervorgeht, und 
wenn ja, ist er bereit, richtig zu stellen und 
zu bestätigen, daß dieser Vorschlag allein von 
ihm kam und die Mitglieder des Postverwal- 
tungsrats seiner Zeit nur unzureichend über 
die ganze Angelegenheit unterrichtet waren? 
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48. Abgeordneter 

Sidc 

(CDU/CSU) 


Trifft es ferner zu, daß der Bundespostminister 
gesagt hat — wie aus dem gleichen Interview 
hervorgeht — die im Jahr 1968 in Auftrag 
gegebene Untersuchung habe als Ergebnis 
zwingend eine Zeitbegrenzung im Ortsver- 
kehr bzw. Nahverkehrsbereich gefordert, und 
wenn ja, was wird damit bezweckt? 


49. Abgeordneter 

Straßmeir 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Vertreter der Deutschen Bun- 
despost auf einer Tagung am 29. /30. April 1976 
in St. Goar gegenüber Vertretern der Elektro- 
und Kabelindustrie erklärten, die Deutsche 
Bundespost werde nach den Versuchen mit 
einem 8-Minuten-Zeittakt für Gespräche im 
Orts- bzw. Nahverkehrsbereich auf jeden Fall 
auf einen 4- oder 3-Minuten-Zeittakt zurück- 
gehen? 


50. Abgeordneter 

Straßmeir 


(CDU/CSU) 


Welchen Erkenntniswert mißt dann die Bun- 
desregierung noch ihrem Versuch mit dem 
8-Minuten-Zeittakt in sechs Knotenämtern bei, 
wenn sie bereits eine Entscheidung für einen 
4- bzw. 3-Minuten-Zeittakt getroffen hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


51. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Warum verweigert die DDR den in der Bun- 
desrepublik Deutschland lebenden Berechtig- 
ten die Herausgabe von Auszügen sogar sol- 
cher Wertpapierdepots, die Aktien von Gesell- 
schaften in der Bundesrepublik Deutschland 
enthalten und daher für die DDR wertlos sind, 
und welche konkreten Schritte hat die Bundes- 
regierung bisher unternommen, um dieses 
schikanöse Verhalten von DDR-Stellen künftig 
auszuschließen? 


52. Abgeordneter 

Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 


In welchem Ausmaß hat sich die DDR in den 
Gesprächen mit der Bundesregierung über die 
Verwirklichung des III. Abschnitts der KSZE- 
Schlußakte bisher dazu bereitgefunden, einen 
beiderseitigen Jugendaustausch entsprechend 
Nummer 1 f zu verwirklichen, oder welche Ein- 
wände macht die DDR noch gegen die Durch- 
führung eines solchen Austausches? 


53, Abgeordneter Welche Ergebnisse haben die Gespräche der 
Dr. Abelein Bundesregierung mit der DDP über die Erwei- 

(CDU/CSU) terung der sportlichen Begegnungen innerhalb 

Doutschlands bisber gezebigt" 


lö 
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54. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 
Lagershausen 

(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Lagershausen 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Wann wird nach dem Stand der Gespräciie 
der Bundesregierung mit der DDR die „schritt- 
weise Erhöhung der Menge sowie der Anzahl 
der Titel von Zeitungen" begonnen, die ge- 
mäß Nummer 2 a, ii des III. Abschnitts der 
Schlußakte von Helsinki künftig auch aus der 
Bundesrepublik Deutschland in der DDR be- 
zogen werden können, und um welche Zeitun- 
gen wird es sich dabei handeln? 

Welches Ergebnis haben die Gespräche zwi- 
schen der Bundesregierung und der DDR-Re- 
gierung über die „Einberufung von Zusam- 
menkünften sowie Reisen von Delegationen, 
Gruppen und Einzelpersonen" . . . „im Zuge 
der weiteren Entwicklung von Kontakten zwi- 
schen staatlichen Institutionen und nichtstaat- 
lichen Organisationen bzw. Vereinigungen" 
gehabt, wie sie in Nummer 1 h des III. Ab- 
schnitts der KSZE-Schlußakte von Helsinki 
vereinbart sind? 

Welche Möglichkeiten von Vorträgen oder 
Vortragsreisen in der DDR werden gemäß 
Nummer 2 a, i des III. Abschnitts der Schluß- 
akte von Helsinki künftig „Persönlichkeiten 
und Fachleute" aus der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Stand der Beratungen 
zwischen der Bundesregierung und der DDR- 
Regierung haben? 

Was hat die Bundesregierung bisher in Ge- 
sprächen und Verhandlungen mit der Ost-Ber- 
liner Regierung unternommen, um Familien- 
besuch aus der DDR in die Bundesrepublik 
Deutschland auf der Grundlage von Nummer 1 
Buchstabe a des III. Abschnitts der Schlußakte 
von Helsinki über die bisher mit der DDR 
bestehenden Vereinbarungen hinaus möglich 
zu machen, und was ist dabei bisher erreicht 
worden? 

Hat die Regierung der DDR in den vom Par- 
lamentarischen Staatssekretär Herold in der 
Fragestunde am 19. Mai 1976 erwähnten Ge- 
sprächen bereits erkennen lassen, daß sie be- 
reit ist, sich an die Vereinbarung in Nummer 
1 b des III. Korbes in der Schlußakte von 
Helsinki zu halten, der eine erweiterte Fami- 
lienzusammenführung gegenüber dem jetzi- 
gen Zustand innerhalb Deutschlands vorsieht? 

Wann wird die Ostberliner Regierung nach 
den Erkenntnissen der Bundesregierung die 
Vereinbarung in Nummer 1 b des III. Korbs 
der KSZE-Schlußakte erfüllen, wonach Ange- 
hörige derselben Familie, so lange eine Fami- 
lienzusammenführung noch nicht erfolgt ist, 
sich entsprechend der Vereinbarung in Num- 
mer 1 a besuchen können? 
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60. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


62. Abgeordnete 
Frau 
Pieser 
(CDU/CSU) 


63. Abgeordnete 

Frau 

Pieser 

(CDU/CSU) 


Welches Ergebnis haben die vom Parlamenta- 
rischen Staatssekretär Herold am 19. Mai 1976 
im Deutschen Bundestag erwähnten Gespräche 
mit der DDR über Nummer 1 d des III. Korbs 
der Schlußakte von Helsinki bisher gehabt, 
wonach Möglichkeiten für umfassendere Rei- 
sen aus persönlichen oder beruflichen Gründen 
entwickelt werden sollen, und welche erwei- 
terten Möglichkeiten für Reisen in die Bun- 
desrepublik Deutschland werden danach künf- 
tig Deutsche in der DDR haben? 

Welches Ergebnis haben die Gespräche der 
Bundesregierung mit der DDR-Regierung über 
die schrittweise Senkung der Gebühren für 
Visa und amtliche Reisedokumente gehabt, wie 
sie in Nummer 1 d der Schlußakte von Hel- 
sinki, Korb III, vereinbart worden ist, sofern 
dies bereits Gegenstand von Gesprächen oder 
Verhandlungen mit der DDR war? 

In welcher Weise hat die Vereinbarung in 
Nummer 1 d letzter Absatz des III. Korbs der 
KSZE-Schlußakte bereits zu praktischen Ver- 
besserungen im innerdeutschen Verhältnis ge- 
führt, wonach religiöse Institutionen und Orga- 
nisationen und ihre Vertreter in den Bereichen 
ihrer Tätigkeit untereinander Kontakte und 
Treffen haben sowie Informationen austau- 
schen können? 

Haben die Gespräche der Bundesregierung 
mit der DDR-Regierung über die Verwirkli- 
chung der KSZE-Schlußakte, Korb III, auch 
bereits zu Ergebnissen in der Nummer 1 e 
geführt, und welche Möglichkeiten werden sich 
daraus für den individuellen Tourismus von 
Deutschen in der DDR in die Bundesrepublik 
Deutschland ergeben? 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


64. Abgeordneter Hat die Bundesregierung, wie Rechtsanwalt 

Dr. Jenninger Dr. Ludwig von Nitzsch behauptet, eigens 

(CDU/CSU) einen „hochrangigen . . . Angehörigen des 

Bundesnachrichtendienstes und seinen Sach- 
bearbeiter" in die Hamburger Redaktion der 
Illustrierten Stern geschickt, um einen Artikel 
zu begutachten und für unbedenklich zu er- 
klären, der auf Material des Ostberliner Mini- 
steriums für Staatssicherheit basiert? 


65. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Welche Rolle hat der ehemalige Staatssekre- 
tär im Bundeskanzleramt und heutige Bot- 
schafter in Wien, Grabert, bei der Vorberei- 
tung, Formulierung und/oder Korrektur des 
„Stern "-Artikels mit der Behauptung, der 
„Quick "-Chefredakteur van Nouhuys sei zu 
früheren Zeiten DDR-Agent gewesen, gespielt? 
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66. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Ist der Bericht der Illustrierten „Stern" vom 
20. Mai 1976 über ein Schreiben der Steuer- 
fahndungsstelle Bonn vom 1. Juli 1969 zutref- 
fend, in dem nach Verbindungen zwischen dem 
Bundesnachrichtendienst (BND) und dem Waf- 
fenhändler Mertins gefragt wurde, und was ist 
in der Zuständigkeit des damaligen Staats- 
sekretärs im Bundeskanzleramt auf dieses 
Schreiben hin veranlaßt worden? 


67. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung Informationen über 
die in dem Schreiben der Steuerfahndungs- 
stelle aufgeführten Nummernkonten verschie- 
dener Schweizer Banken, und welche Maßnah- 
men hat sie unternommen, um die Kontrolle 
der finanziellen Aktivitäten des BND zu ge- 
währleisten? 


68. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen und zu welchem Preis 
hat die Bundesregierung in dem Wochenmaga- 
zin „Der Spiegel" (Nr. 22 vom 24. Mai 1976) 
eine umfangreiche Anzeige aufgegeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


69. Abgeordneter 

Reddemann 


(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 
Dr. Marx 

(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 
Dr. Marx 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundes- 
regierung zu, daß mindestens zwei Mitglieder 
des Deutschen Bundestages über so gute Be- 
ziehungen zur DDR-Regierung verfügen, daß 
sie Redakteuren der Illustrierten Stern Hin- 
weise über die Auskunftsbereitschaft des Mi- 
nisteriums für Staatssicherheit gegen einen 
westdeutschen Journalisten geben konnten, 
und wenn ja, teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß diese Beziehungen ein Sicher- 
heitsrisiko bedeuten, und welche Maßnahmen 
plant sie, um dieses Sicherheitsrisiko einzu- 
schränken? 

Seit wann ist der Bundesregierung der schwer- 
wiegende Vorwurf bekannt, daß angeblich 
Bundestagsabgeordnete über Beziehungen zum 
Ministerium für Staatssicherheit in der DDR 
oder dessen nachgeordnete Stellen verfügen, 
durch welche direkt oder indirekt geheimes 
oder gefälschtes oder der gezielten Desinfor- 
mation dienendes Material in die Bundesrepu- 
blik Deutschland eingeschleust werden kann? 

Was hat die Bundesregierung getan, um die 
Identität derjengien Abgeordneten des Deut- 
schen Bundestages zu ermitteln, von denen 
der Sternanwalt Dr. von Nitzsch mitteilt, sie 
hätten „Gespräche" mit Beauftragten der Ost- 
berliner Regierung vermittelt, und kann sie 
mitteilen, daß unter diesen nicht ein ehemali- 
ger oder amtierender Bundesminister, Staats- 
minister oder Parlamentarischer Staatssekretär 
ist? 
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72. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang wird die Investitionstätig- 
keit der Wirtschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland in zunehmendem Maß durch die 
Verzögerung von Genehmigungsverfahren 
insbesondere bei Energieerzföugungsanlagen 
und Chemieinvestitionen beeinträchtigt? 

Welche Verzögerungen des Genehmigungs- 
verfahrens sind in der Bundesrepublik 
Deutschland in den letzten Jahren insbeson- 
dere bei der Genehmigung von Kernkraft- 
werken aufgetreten, und welche Vorschriften 
gelten für die Genehmigung eines Kernkraft- 
werks? 

Welche finanziellen Nachteile sind den Beam- 
ten des Bundes, z. B. den Angehörigen der 
Bundeswehr und des Bundesgrenzschutzes so- 
wie aller übrigen Dienststellen, durch das 
Haushaltsstrukturgesetz und weitere Maßnah- 
men seit diesem Gesetz z. B. infolge Kürzung 
des Trennungsgeldes, durch die Erweiterung 
der Beförderungsspannen, durch den Widerruf 
von Zinsnachlässen bei Dienstwohnungen, 
durch die Verlängerung von Dienstzeiten, 
durch Kürzung der Ausgleichszahlung usw. 
entstanden, und hält die Bundesregierung auf 
Grund zwischenzeitlich gewonnener Erfahrung 
alle diese Maßnahmen für gerechtfertigt und 
gerecht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


75. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß sich der sowjetische Botschaf- 
ter in Ost-Berlin gegenüber dem französischen 
Botschafter in der Bundesrepublik Deutschland 
gegen Tagungen, wie die des Zentralverbands 
Deutscher Schornsteinfeger, ausgesprochen 
hat, und wie reagiert — bejahendenfalls — 
die Bundesregierung auf diesen neuerlichen, 
bis in das private Vereinswesen reichenden, 
sowjetischen Vorstoß gegen Bindungen zwi- 
schen dem Bund und dem Land Berlin? 


76. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, die Absicht, einer Deut- 
schen Nationalstiftung ihren Sitz in Berlin zu 
geben, habe seitens des Bundeskanzlers nie 
bestanden, und es werde auch die Ansiedlung 
von Bundesbehörden in Berlin nicht mehr er- 
wogen, und warum verzichtet — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung damit entgegen 
ihren Beteuerungen darauf, die Vorschriften 
des Vier-Mächte-Abkommens über Berlin, die 
von der Entwicklung der Bindungen zwischen 
dem Bund und dem Land Berlin sprechen, wo- 
runter auch die Bundespräsenz verstanden 
wird, voll anzuwenden? 
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7 ? 


Ä hrrcanrHnoffir 
- 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 

Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundesaußenminister sich 
in verschiedenen Stellungnahmen zu der in- 
nenpolitischen Lage der Republik Südafrika in 
abfälliger Weise geäußert hat, und wenn ja, 
aus welchen Gründen hat er dies getan, und 
inwieweit hat dies gegebenenfalls mit dazu 
beigetragen, den Auftrag über die Lieferung 
von Kernkraftwerken an die deutsche Industrie 
zu verhindern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß — geht man entsprechend dem 
Protokoll über die Aussiedlung von einem 
Jahresdurchschnitt von mindestens 30 000 Aus- 
siedlern aus — die für die ersten vier Monate 
in Friedland registrierte Zahl der hier einge- 
troffenen Aussiedler aus Ostdeutschland jen- 
seits von Oder und Neiße und aus Polen mit 
7070 Aussiedlern um über 3000, also einem 
Drittel, hinter der zu erwartenden Zahl liegt? 

Wie viele Bürger der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind seit Unterzeichnung des Warschauer 
Vertrags in der Volksrepublik Polen verhaftet 
worden, und wie viele Bürger der Bundesrepu- 
blik Deutschland befinden sich zur Zeit in der 
Volksrepublik Polen in Untersuchungshaft 
oder Strafhaft? 

Sind „Empfehlungen" für Schulbücher, die das 
völkerrechtliche Verbot des gewaltsamen Ge- 
bietswandels in der deutschen Frage mißach- 
ten und übergehen und mit dem Warschauer 
Vertrag die Bestätigung einer Gebietsabtre- 
tung verbinden, mit dem Grundgesetz verein- 
bar und dürfen Völkerrechts- und grundgesetz- 
widrige Empfehlungen, als wissenschaftliche 
Arbeitsergebnisse getarnt, mit Unterstützung 
von Staatsorganen verbreitet oder sogar „in 
die Praxis des Unterrichts eingeführt werden" 
(vgl. FAZ vom 28. Mai 1976, Seite 3), nachdem 
das Bundesverfassungsgericht als oberstes 
Verfassungsorgan die vor dem Grundgesetz 
allein zulässige diesbezügliche Auslegung der 
Ostverträge durch die Entscheidung vom 
31. Juli 1973 und 7. Juli 1975 im Einklang mit 
dem Völkerrecht verbindlich festgestellt hat? 

Wie viele der seit Jahren seitens der Bundes- 
regierung bei den zuständigen polnischen Be- 
hörden vorgebrachten 20 000 offiziellen Inter- 
ventionen zugunsten individueller HärtefäPe 
Deutscher haben bis zum 1. Mai 1976 entgegen 
der behaupteten Normalisierungstendenzen 
noch nicht zur Ausreise der Betroffenen nach 
vielfacher Ablehnung ihrer Anträge geführt, 
und in wie vielen dieser Härtefälle handelt es 
sich im Widerspruch zum Kernbereich der 
Grundrechte Deutscher und der Menschen- 
rechte um die Trennung von Ehegatten oder 
von unmündigen Kindern von einem Eltern- 
teil? 


15 



Drudesache 7/5290 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


82. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung gegenüber der So- 
wjetunion oder anderen Ostblockstaaten zu 
irgendeiner Zeit offiziell oder inoffiziell Hoff- 
nungen gemacht, Zusicherungen gegeben oder 
Vereinbarungen getroffen, die in den nächsten 
fünf Jahren auf eine Einschränkung der Arbeit 
der beiden US-Sender Radio Free Europe und 
Radio Liberty oder gar auf deren Verbot 
hinauslaufen?* 


83. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das ehedem favourisierte 
deutsche Angebot für die Errichtung eines 
Kernkraftwerks in der Republik Südafrika 
kaum noch Beachtung fand, seit sich die diplo- 
matischen Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Süd- 
afrika abkühlten, und wie rechtfertigt — be- 
jahendenfalls — die Bundesregierung die da- 
durch entgangene Beschäftigung von 30 000 
Arbeitnehmern für ein Jahr als Folge ihrer 
Afrikapolitik? 


84. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die üblichen sowjetischen 
Schikanen gegenüber deutschen Teilnehmern 
an internationalen Ausstellungen in der So- 
wjetunion sich häufen, und daß sogar die 
Streichung des Wortes „deutsch" im Firmen- 
namen erzwungen wird, und wird daraufhin 
— bejahendenfalls — die Bundesregierung der 
sowjetischen Regierung unmißverständlich 
klarmachen, daß die Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Beziehungen, an der die Sowjet- 
union und ihre Satelliten ein dringendes In- 
teresse haben, die Respektierung, Beachtung 
und Anwendung geltenden Rechts voraussetzt, 
insbesondere was Deutschland als Ganzes und 
Berlin anbelangt? 


85. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung versichern, daß der 
Delegationsleiter der deutschen UNCTAD-De- 
legation, Botschafter Jänicke, sich über Ent- 
wicklungsländer nicht in der Weise geäußert 
hat, wie die Frankfurter Rundschau in ihrer 
Ausgabe vom 1. Juni 1976 berichtet? 


86. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Äuße- 
rungen des Herrn Jänicke eventuell aufge- 
kommene Mißverständnisse gegenüber den 
Betroffenen richtigzustellen? 


87. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Gilt die Aussage des Bundesaußenministers, 
„die Tage des Kolonialismus sind gezählt", 
auch für die kolonialistische Ausbeutung und 
Unterdrückung des deutschen Volkes in der 
„DDR" durch die Sowjetunion sowie für die 
widerrechtliche Evakuierung, Inbesitznahme 
und Besiedlung deutschen Landes durch fremde 
Mächte? 
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B. Sdiriftliche Anfragen gemäß IV. der Richtlinien 
sowie Fragen gemäß I. der Richtlinien, um deren 
schriftliche Beantwortung bis zur Drucklegung 
gebeten wurde 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Vogt 

(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
Schedi 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Sdiedl 

(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Gerladi 
(Obernau) 

(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Entsprechen Pressemitteilungen den Tatsachen, 
nach denen in dem ostafrikanischen Staat Ma- 
lawi Zeugen Jehovas wegen ihres Glaubens 
verfolgt und zum Teil getötet werden, obwohl 
die Verfassung des Staates Malawi die Glau- 
bensfreiheit garantiert und derartige Verfol- 
gungen gegen die Menschenrechts-Charta der 
Vereinten Nationen verstoßen und für den 
Fall, daß diese Meldungen zutreffen, hat die 
Bundesregierung im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten etwas unternommen, um diesen Ver- 
folgungen Einhalt zu gebieten? 

Ist der Bundesregierung die Tatsache bekannt, 
daß die Botschaft der Volksrepublik Polen in 
Köln von westdeutschen Bürgern, die im heute 
polnischen Gebiet geboren sind, vor Visum- 
erteilung verlangt, daß die in deutsch im 
Reisepaß eingetragenen Geburtsorte — zum 
Beispiel Posen oder Breslau — in polnischer 
Sprache eingetragen werden bzw. verändert 
werden, und wie beurteilt die Bundesregierung 
diese Tatsache? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
hier durch die Konsularabteilung der Botschaft 
der Volksrepublik Polen ein unzulässiger 
Druck auf westdeutsche Paßbehörden ausge- 
übt wird, und ist sie bereit, gegen diese Prak- 
tiken vorzugehen? 

Hat sich die Bundesregierung je darum be- 
müht, die Staaten des Ostblocks dazu zu be- 
wegen, den in den staatlich gesteuerten Mas- 
senmedien herrschenden falschen und den in- 
ternationalen Höflichkeitspflichten widerspre- 
chenden Sprachgebrauch, die Bundesrepublik 
Deutschland als „BRD" zu bezeichnen, aufzu- 
geben und stattdessen die einzig richtige 
Bezeichnung ,3undesrepublik Deutschland" zu 
verwenden, und was gedenkt sie, um dies zu 
erreichen, weiterhin zu tun? 

Welche Haltung hat die Bundesregierung zu 
den neuerlichen Protesten der sowjetischen 
Regierung gegen die Sitzung von Landtags- 
fraktionen gegenüber den drei Schutzmächten 
eingenommen und wo und wie hat sie sich zu 
diesen neuerlichen Protesten geäußert? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Innern 

1 


6. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


7. A"bgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 

9. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


10. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 

11. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Bedeutung hat nach Ansicht der Bun- 
desregierung die „Richtlinie für den Schutz 
von Kernkraftwerken gegen Druckwellen aus 
chemischen Reaktionen durch Auslegung der 
Kernkraftwerke hinsichtlich ihrer Festigkeit 
und induzierter Schwingungen sowie durch 
Sicherheitsabstände" in der Fassung von 1976 
für den Bau vorhandener und den Bau neuer 
Kernkraftwerke, und wird insbesondere der 
Bau bereits genehmigter Kernkraftwerke nach- 
träglich verzögert? 

In welchem Umfang wurde der Sachverstand 
von Experten aus Wirtschaft und Wissen- 
schaft bei der Ausarbeitung der in Frage 6 
genannten Richtlinie herangezogen, wie wur- 
den die energiepolitischen Auswirkungen ab- 
geschätzt, und welche Aufgaben hatten ins- 
besondere Mitarbeiter des Instituts für Reak- 
torsicherheit bei der Ausarbeitung der Richt- 
linie zu erfüllen? 

In welcher Weise wirkt sich das Jugendarbeits- 
schutzgesetz auf die Anfängerausbildungslehr- 
gänge im Bundesgrenzschutz aus? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Erlaß der Kommunalbesoldungsordnung 
nach § 21 des Bundesbesoldungsgesetzes vor- 
dringlich ist, und wann ist mit deren Erlaß zu 
rechnen? 

Bestehen Pläne, Einrichtungen des Bundes- 
grenzschutzes auf dem Flugplatz Oberschleiß- 
heim (Gemeinde Oberschleißheim) zu schaffen? 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, ange- 
sichts der Erfahrungen bei den Waldbrand- 
katastrophen in Niedersachsen, die im Raum 
Wolfsburg und Helmstedt stationierten Ein- 
heiten des Technischen Hilfswerks, die zur Zeit 
nur über 15 bis 20 Jahre altes schweres Gerät 
verfügen, mit neuen Kraftfahrzeugen und we- 
nigstens mit gebrauchsfähigen Rauchmasken 
auszurüsten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
angesichts der Erfahrungen der niedersächsi- 
schen Waldbrandkatastrophen der Selbst- 
schutzgedanke jede vertretbare Förderung 
verdient und die öfentlichkeitsarbeit für die 
entsprechenden Organisationen, z. B. das Tech- 
nische Hilfswerk, verstärkt werden sollte, und 
wenn ja, welche Folgerungen wird sie daraus 
ziehen? 
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13. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Auße- 
Dr. Czaja rungen des früheren Präsidenten des Bundes- 

(CDU/CSU) amtes für Verfassungsschutz, Nollau, über 

das Bundesverfassungsgericht im Spiegel vom 
3. Mai 1976, Seite 62, wonach man vom Bun- 
desverfassungsgericht „zwar kein Recht, son- 
dern ein Urteil“ erhält unter strafrechtlichen 
(Beleidigung eines Verfassungsorgans) und für 
einen Beamten im Ruhestand geltenden dienst- 
rechtlichen Gesichtspunkten? 


14. Abgeordneter 
Dr. Riedl 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung Äußerungen, wie sie 
vom früheren Regierenden Bürgermeister von 
Berlin, Pfarrer Albertz, laut Pressemeldungen 
gefallen sind, nämlich: „die Formierung eines 
Polizeistaates im freien Teil Deutschlands sei 
ein objektiver Tatbestand" für geeignet, dem 
Terrorismus Auftrieb zu geben, und was wird 
sie gegebenenfalls dagegen unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


15. Abgeordneter 
Rainer 


(CDU/CSU) 


Inwieweit ist das Ansteigen der Kriminalität 
und insbesondere des nicht aufgeklärten An- 
teils darauf zurückzuführen, daß immer weni- 
ger Straftäter eine Freiheitsstrafe verbüßen 
müssen, und welchen Stellenwert mißt der 
Bundesjustizminister dem Gedanken der Ab- 
schreckung in der Kriminalität bei? 


16, Abgeordneter Wan ist damit zu rechnen, daß die Verord- 

Dr. Wittmann nung nach § 23 Abs. 3 des Patentgesetzes 

(München) (neu) vorgelegt wird? 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


17, Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, angemessene Vorauszahlungen auf die 
in der Drucksache 7/4558 angekündigten Aus- 
gleichszahlungen für Sonderbelastungen, die 
durch vom Bund veranlaßte Einrichtung in 
den Gemeinden entstanden sind, und die noch 
im Laufe des Jahres 1976 abgegolten werden 
sollen, zu leisten? 


18. Abgeordneter 
Dr. Sprung 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Verwendung des zur Heizölkenzeichnung 
dienenden Farbstoffs Furfurol an den Heizöl- 
tankanlagen erheblich Schäden auftreten kön- 
nen, und daß das Furfurol krebserregend ist, 
und hält die Bundesregierung, wenn dies zu- 
treffend sein sollte, entsprechende Maßnah- 
men für erforderlicli? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


19. Abgeordneter Ist der Bundesregierung das Ergebnis einer 

Dr. Schwerer Untersuchung des Instituts der deutschen 

(CDU/CSU) Wirtschaft (IW) bekannt, die besagt, daß sich 

die Eigenkapitaldecke der mittelständischen 
Unternehmen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land seit 1969 in bedrohlicher Weise verrin- 
gert hat (von 1969 36,9Vo auf 1974 26,4Vo) 

und daß die übrigen EG-Länder eine wesent- 
lich bessere Kapitalstruktur aufweisen, und 
was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der Kapitalauszehrung Einhalt zu gebieten, 
und ist sie bereit, durch Maßnahmen der 
Steuerpolitik dazu beizutragen, die daraus ent- 
stehende Krisenanfälligkeit der Unternehmen 
zu verringern, insbesondere durch Änderung 
der Abschreibungsbedingungen, da hier die 
größten Benachteiligungen der deutschen Un- 
ternehmen gegenüber vergleichbaren Konkur- 
renten bestehen (siehe Handelsblatt Nr. 76 
vom Dienstag, dem 20. April 1976, Seite 2)? 


20. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß die Sowjetunion das 
Projekt über den Bau eines deutsch-sowjeti- 
schen Atomkraftwerks in Königsberg deswe- 
gen scheitern ließ, weil die Sowjetunion bei 
den Verhandlungen so viele Einzelheiten über 
die westliche Technologie erfuhr, daß sie den 
Atommeiler nun allein bauen kann? 


21. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
die in der Anlage zum Pflichtversicherungs- 
gesetz festgelegte Mindestversicherungssum- 
me ausreichend hoch bemessen ist, um An- 
sprüche deutscher Geschädigter aus Kraftfahr- 
zeughaftpflichtschäden gegen A.usländer abzu- 
decken, und ist sie gegebenenfalls bereit, die 
Mindestversicherungssummen zu erhöhen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


22. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß im deutsch-schweizerischen Grenz- 
gebiet zunehmend deutsche Grundstücke von 
Schweizer Landwirten gepachtet oder gekauft 
werden, wofür die Schweiz beachtliche Prämien 
bezahlt, und sieht die Bundesregierung einen 
Weg, um im Einvernehmen mit der Schweiz 
diese Wettbewerbsverzerrung als Folge des 
Aufeinandertreffens zweier verschiedener 
Agrarsysteme zu beseitigen? 
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23. Abgeordneter 

Geldner 


(FDP) 


24. Abgeordneter 

Geldner 


(FDP) 


25. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wieviel Mdgeiiiiilciipulver ist seit Beginn der 
sogenannten Kautionsregelung aus den Inter- 
ventionsbeständen abgeflossen, und wie sind 
die Auswirkungen dieser Regelung auf die 
deutsche Landwirtschaft? 

Müssen bei der Beurteilung der Ausgabenent- 
wicklung im Agrarstrukturbereich, die ja im 
Gefolge der Haushaltsentscheidungen z. Z. hef- 
tig diskutiert wird, nicht auch Preis-, Sozial- 
und Konjunkturpolitik einschließlich der so- 
genannten Brüsseler Rückflüsse mit berück- 
sichtigt werden, und wenn ja, wird sich die 
Bundesregierung entsprechend verhalten? 

Wie hoch sind die Subventionen, die der nie- 
derländische Staat den Gartenbaubetrieben für 
Erdgas, leichtes und schweres Heizöl im Win- 
ter 1975/1976 gezahlt hat, und beabsichtigt die 
Bundesregierung eine ähnliche Regelung für 
den deutschen Gartenbau anzustreben? 

Gibt es nach Meinung der Bundesregierung 
Auswirkungen auf die Versorgung der Bevöl- 
kerung der EG durch die katastrophale Lage 
auf dem Nahrungsmittelsektor in der UdSSR? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


27. Abgeordneter 

Thürk 

(CDU/CSU) 


Aus welchem Grund hat die Bundesregierung 
den Gesetzentwurf über die kostenlose Beför- 
derung Schwerbehinderter im öffentlichen 
Personennahverkehr, nachdem die Finanzmini- 
ster der Länder wegen der ihnen überbürdeten 
erheblichen Kosten im Bundesrat Bedenken 
erhoben hatten, nicht dem Bundestag zugeleitet 
und es nicht — wie üblich — gegebenenfalls 
auf ein Vermittlungsverfahren ankommen las- 
sen, hat sie zwischenzeitlich Überlegungen 
angestellt, wie ihre eigene Gesetzesinitiative 
mit Bundes- statt mit Länderfinanzmittel be- 
zahlt werden kann, und welche weiteren 
Initiativen hat die Bundesregierung vorgese- 
hen, um den Behinderten doch noch ohne Ab- 
wälzung der Kosten auf Dritte zu ihrem Recht 
zu verhelfen? 


28. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um neben den berufstätigen sowie den 
nicht berufstätigen Kriegsbeschädigten und 
neben den berufstätigen Zivilbehinderten 
auch den nicht berufstätigen Schwergehbehin- 
derten den gesetzlichen Anspruch auf einen 
Zuschuß zum Kauf eines Kraftfahrzeugs und 
zur Änderung der Bedienungseinrichtungen 
— jeweils nach fünf Jahren — zu verschaffen. 
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29. Abgeordneter 
Löher 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Löher 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Krampe 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


33. Abgeordneter 

Dr. Wörner 

(CDU/CSU) 


wobei zu berüdcsiditigen wäre, daß Rollstühle 
und Elektromobile auf größere Entfernungen 
und bei Steigungen sowie bei ungünstigen 
Wetterlagen ungeeignet, die öffentlidien Ver- 
kehrsmittel aber auf die Beförderung Gehbe- 
hinderter nicht eingerichtet sind, ein Kraft- 
wagen deshalb sicher kein Luxusgegenstand 
sondern ein notwendiges Gerät ist, um auch 
die zivilen Schwergehbehinderten in die Ge- 
sellschaft zu intregrieren? 

Welche sozialpolitischen Überlegungen waren 
maßgebend dafür, den Beitritt Schwerbehin- 
derter zu anderen Kassen als den Ortskran- 
kenkassen nur unter bestimmten — nur selten 
gegebenen — Voraussetzungen zuzulassen 
und somit eine breite Streuung der Risiken 
aus der Krankenversicherung der Schwerbe- 
hinderten zu vermeiden? 

Wenn die Bundesregierung der Auffassung ist, 
daß den Schwerbehinderten alle Kassen (Er- 
satzkassen) offenstehen, was gedenkt sie zu 
unternehmen, um die unrechtmäßige Rückwei- 
sung von Aufnahmeanträgen bzw. die Ver- 
weisung an die allgemeinen Ortskranken- 
kassen zu verhindern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Er- 
satzkassen die Aufnahme von Schwerbehin- 
derten als freiwillige Mitglieder (§ 176 c RVO) 
ablehnen oder von früherer Zugehörigkeit zu 
ihrer Kasse abhängig machen und dieser Per- 
sonenkreis, der für sich allein eine äußerst 
defizitäre Versicherungsgruppe bildet, somit 
fast ausschließlich von den durch die Risiko- 
auslöse anderer Kassen und den Rentneranteil 
stark belasteten Ortskrankenkassen aufzuneh- 
men ist, und wenn ja, ist die Bundesregierung 
der Auffassung, daß eine solche Verhaltens- 
weise der Rechtslage und der Zielsetzung des 
Gesetzes über die Sozialversicherung der Be- 
hinderten entspricht? 

Wie viele Bürger im Rentenalter sind seit 
1961 mit Genehmigung der dortigen Behörden 
aus der DDR in die Bundesrepublik Deutsch- 
land übergesiedelt, und wie hoch sind die 
Rentenleistungen der verschiedenen Renten- 
versicherungsträger in der Bundesrepublik 
Deutschland für diesen Personenkreis bisher 
gewesen und werden in den kommenden Jah- 
ren voraussichtlich sein? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Treffen Gerüchte zu, wonach die Absicht be- 
steht, die Bundeswehrhochschule Hamburg 
noch vor den Bundestagswahlen in die Hoch- 
schule Hamburg zu integrieren? 
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34. Abgeordneter Ist es richtig, daß die von Professoren der 
Dr. Wörner Bundeswehrhochschule gewünschte Aufnahme 

(CDD/CSU) berufsbezogener Fächer, wie Waffen- und 

Munitionstedinik und Ballistik, in den Lehr- 
plan der Bundeswehrhochschule abgelehnt 
wurde, und welches sind gegebenenfalls die 
Gründe für diese Entscheidung? 


35. Abgeordneter 
Handlos 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die bauseitige Planung und 
geräteseitige Ausstattung der Mensen der 
Hochschule der Bundeswehr in Hamburg und 
München von dem Konzept einer hochschul- 
üblichen Mensa ausgingen, und wenn ja, wel- 
che Investitionen sind für die beiden Mensen 
getätigt worden? 


36. Abgeordneter 
Handlos 
(CDTJ/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundesverteidigungsmini- 
ster nunmehr die Nutzung der Hochschulen 
nicht entsprechend einer mensaüblichen Be- 
triebsform sondern entsprechend einer Trup- 
penküche organisieren will, und wenn ja, wie 
hoch sind die Fehlinvestitionen zu veran- 
schlagen, die dadurch entstehen, daß eine 
den Planungsvorstellungen nicht gerecht wer- 
dende Nutzung herbeigeführt wird, und ist die 
Bundesregierung dabei der Ansicht, daß ein 
derartiges „System der Voranmeldung", wie 
dies bei Truppenküchen der Fall ist, dem übli- 
chen Ablauf einer Hochschule entspricht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


37. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, welche finanziellen Belastungen ins- 
besondere den ländlichen Gemeinden im 
Durchschnitt durch die in der am 15. Februar 
1976 in Kraft getretenen Trinkwasserverord- 
nung vom 31. Januar 1975 vorgeschriebenen 
Wasseruntersuchungen entstehen, und sieht 
die Bundesregierung eine Möglichkeit, insbe- 
sondere die kleinen Gemeinden insoweit zu 
entlasten? 


38. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die in § 11 
Abs. 3 der Trinkwasserverordnung genannte 
jährliche Entnahmehöchstgrenze bei eigener 
Versorgung von 1000 cbm auf mindestens 
1200 cbm zu erhöhen, um so ländlichen Be- 
trieben die kostspieligen jährlichen Unter- 
suchungen nach § 9 Nr. 3 und 4 der Verord- 
nung zu ersparen? 


23 



Drucksache 7/5290 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


39. Abgeordneter 
Dr. Früh 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Dr. Hammans 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung angeben, ob es 
den § 3 des Gesetzes über den Verkehr mit 
Betäubungsmitteln (Bundesgesetzblatt 1972, 
Teil I, Seite 2) vergleichbare nationale Rechts- 
normen in anderen EG-Ländern gibt, und teilt 
die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
für den Fall, daß es in anderen EG-Ländern 
derartige Rechtsnormen nicht gibt, die Bestim- 
mungen des § 3 des Betäubungsmittelgesetzes, 
soweit sie das Verbot des Anbaus von Hanf 
zum Schutz solcher Personen enthalten, die 
sich Pflanzenteile von Hanf unrechtmäßig an- 
eignen, wenig wirkungsvoll sind, weil diese 
Personen sich Teile von Hanfpflanzen in ande- 
ren EG-Ländern leicht beschaffen können, und 
was gedenkt die Bundesregierung hiergegen 
zu tun? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Unbe- 
denklichkeit des Cyclamats hinsichtlich krebs- 
erregender und erbverändernder Stoffe unter 
dem Gesichtspunkt des Verbots in den USA? 

Wie hat sich die Einsetzung des neuen Präsi- 
denten des BGA, Herrn Prof. Fülgraff, auf die 
Arzneimitteisicherheit ausgewirkt und wie 
häufig ist bei der Anmeldung neuer Darrei- 
chungs- oder Zubereitungsformen bereits im 
Handel befindlicher oder registrierter Arznei- 
mittel des Indikationsspektrums gemäß den 
wiederholten Darlegungen des Präsidenten in 
der Öffentlichkeit beschnitten worden, um wel- 
che handelt es sich? 

Welche konkreten Schäden durch Anwendung 
von Arzneimitteln mit nicht gesicherter Wirk- 
samkeit zur Behandlung der sexuellen Überer- 
regbarkeit sind der Bundesregierung bekannt, 
wo wurden sie veröffentlicht, so daß das BGA 
gezwungen war, bei einem pflanzlichen, mild 
wirkenden Sedativum aus der Hypoxiswurzel 
einen Doppelblindversuch zum Nachweis der 
Wirksamkeit zu verlangen, wie wird dieser 
Versuch mit dieser Indikation konkret im ein- 
zelnen durchgeführt, so daß sich die Dämpfung 
der sexuellen Übererregbarkeit mit naturwis- 
senschaftlich einwandfreien Methoden messen 
läßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


43. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Vor- 
Zebisdi stand der Deutschen Bundesbahn die Bundes- 

(SPD) bahnversicherungsanstalt angewiesen hat, 

rechtswidrig Leistungen zu kürzen, und wird 
sie auf die Deutsche Bundesbahn einwirken, 
an die betroffenen Versicherten wieder die 
satzungsgemäßen Leistungen zu erbringen? 
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44. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


45. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn in erster Instanz in die- 
ser Sache 14 Musterprozesse verloren hat, und 
wird sie darauf hinwirken, daß durch den 
Verzicht auf das Rechtsmittel der Berufung 
diese Urteile rechtskräftig werden, damit die 
Versicherten alsbald in den Genuß der vor- 
enthaltenen Leistungen kommen werden? 

Treffen Pressemeldungen (Abendzeitung vom 
25. Mai 1976) zu, wonach bei der Münchner 
S-Bahn künftig etwa 80 Zugbegleiter einge- 
spart werden sollen, wodurch die Abfertigung 
der S-Bahnzüge an den Bahnsteigen von den 
Triebzugführern allein vorgenommen werden 
müßte, und daß infolge der dadurch verur- 
sachten Überbelastung der Lokführer bei Voll- 
oder Langzügen ein erhebliches Sicherheits- 
risiko für die S-Bahn und ihre Fahrgäste ent- 
steht? 

Ist das Bundesverkehrsministerium bereit, da- 
für Sorge zu tragen, den Durchgangsverkehr 
in Vernich und Weilerswist dadurch zu ent- 
lasten, indem eine Umgehungsstraße der B 51 
gebaut wird, und wann kann gegebenenfalls 
mit einer Verwirklichung dieses Straßenbau- 
vorhabens gerechnet werden? 

Ergeben sich aus der Verwirklichung der von 
der Bundesregierung vorgelegten Konzeption 
für die Flugsicherung Komplikationen für die 
Abwicklung des zivilen Luftverkehrs während 
der bevorstehenden Sommermonate? 


48. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSÜ) 

49. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 

51. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirdien) 

(SPD) 


In welcher Weise erfolgt die Abstimmung 
zwischen der zivilen und der militärischen 
Flugsicherheit? 


Zu welchem Ergebnis sind die Verhandlungen 
der beteiligten Behörden einschließlich der 
US-Army in Europa (USAREUR) zur Führung 
der B 3 und der A 49 im Stadtteil Darmstadt- 
Eberstadt gekommen? 

Wann kann mit dem Baubeginn besonders 
der Trasse der B 3 im Bereich Eberstadt ge- 
rechnet werden? 

Unter der Voraussetzung, daß die Fertigstel- 
lung der Rheinbrücke Neuwied-Weißenthurm 
fristgerecht erfolgt und die Ableitung der 
Brückenauffahrt in den innerstädtischen Ver- 
kehrsbereich der Stadt Neuwied innerhalb des 
ersten Bauabschnittes liegt, kann die Bundes- 
regierung verbindlich erklären, innerhalb wel- 
chen zeitlichen Stufenplans die Anbindung an 
das Neuwieder-Kreuz Richtung Bendorf reali- 
siert wird? 
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52. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirdien) 

(SPD) 


53. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


54. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


57, Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 

Mick 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Mick 

(CDU/CSU) 


Inwieweit ist gewährleistet, daß der Bau der 
Umgehungsstraße Altenkirchen (Westerwald) 
nicht verzögert und die Fertigstellung gemäß 
Zeitplan entsprechend der Terminierung von 
Ausschreibung und Mittelbereitstellung er- 
folgt? 

Hat die Bundesregierung inzwischen die ihr 
vom Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
Ende März 1976 zugeleitete Untersuchung zu 
Bahnpolizei und Fahndungsdienst ausgewer- 
tet, und zu welchem Ergebnis ist die Bundes- 
regierung hinsichtlich der Organisation bei- 
der Dienste gekommen? 


Wann ist mit einem verkehrsgerediten Aus- 
bau der Autobahnanschlußstelle Melsungen zu 
rechnen, und welche vorläufigen Maßnahmen 
zu einer Verbesserung der Beschilderung der 
Ausfahrt aus südlicher Richtung können er- 
griffen werden? 

Welche Zielplanung hat die Bundesregierung 
im Rahmen der Neuregelung der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung bezüglich des Wasser- 
und Schiffahrtsamts Regensburg, das für den 
ganzen ostbayerischen Raum eine große Be- 
deutung besitzt? 

Zu welchen Ergebnissen ist die Deutsche Bun- 
desbahn bei ihren bisherigen Untersuchungen 
über die Bahnlinie Wiesau — ^Waldsassen ge- 
kommen, und welche Absichten verfolgt sie 
weiterhin insbesonders im Rahmen der Still- 
legungspläne angesichts einer möglichen Wie- 
dereröffnung des Bahngrenzübergangs Wald- 
sassen — ^Eger? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, durch Fahrpreisverbilligungen die 
Benutzung von Nahverkehrsverbindungen der 
Deutschen Bundesbahn attraktiver zu machen, 
und würde durch die stärkere Benutzung der 
Strecken die Rentabilität dieser Strecken nicht 
sogar gesteigert werden können? 


Trifft es zu, daß der Bundespostminister Miet- 
erhöhungen von 54®/o für die im Eigentum der 
Deutschen Bundespost befindlichen Studenten- 
wohnheime der Fachhochschule in Dieburg be- 
absichtigt? 

Wie gedenkt die Bundesregierung, soziale 
Härtefälle zu vermeiden angesichts der Tat- 
sache, daß die Studienförderung seit 1973 
stagniert und auch das Wohngeld nicht mehr 
geeignet ist, seine soziale Ausgleichsfunktion 
zu erfüllen? 
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Gesrhäftshereich des Biindesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


60. Abgeordneter 

Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Ist für die Bundesregierung die Auffassung, 
„das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zum Grundvertrag mit der DDR (sei) in Teilen 
seiner Begründung wirklichkeitsfremd, insbe- 
sondere die Definition der innerdeutschen 
Grenze als ähnlich denen, die zwischen den 
Ländern der Bundesrepublik verlaufen", im 
Widerspruch zum Grundgesetz und seiner 
verbindlichen Auslegung durch das Bundes- 
verfassungsgericht als Verfassungsorgan, oder 
teilt sie die diesbezügliche Auffassung des 
früheren Bundeskanzlers Willy Brandt (vgl. 
„Spiegel" vom 17, Mai 1976)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


61. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


(SPD) 


Treffen Feststellungen der Europäischen Rek- 
torenkonferenz zu, wonach das Auslandsstu- 
dium der Studenten in den europäischen Staa- 
ten in den vergangenen Jahren stark nachge- 
lassen hat? 


62. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung gegebe- 
nenfalls eine solche Entwicklung, welches sind 
ihre Ursachen, und in welcher Weise könnte 
einem Nachlassen des Auslandsstudiums ent- 
gegengewirkt werden? 


63. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung zur Zeit die 
Dr. Schweitzer Aktivitäten der verschiedenen kommunisti- 
(SPD) sehen Gruppen an den wissenschaftlichen Hoch- 

schulen der Bundesrepublik Deutschland? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


64. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 


Erhält der ostafrikanische Staat Malawi von 
der Bundesrepublik Deutschland wirtschaft- 
liche Hilfen und im bejahenden Fall, in wel- 
chem Rahmen und in welcher Höhe? 


Bonn, den 3. Juni 1976 
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